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Gegen die nachträgliche Besteuerung von Renten 
 
 
Adressaten: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung, Bundesregierung, 
Bundesrat 
 
 
Antrag: 
Das 31. Altenparlament möge beschließen: 
Die Landesregierung wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass gegenüber der 
Bundesregierung und im Bundesrat Initiativen zur Rückführung der Besteuerung der 
Renten ergriffen werden. 
 
Begründung: 
Ein wachsender Teil der Rente muss versteuert werden. Dies gilt nicht nur für die 
neu begonnenen Renten, sondern auch für die, die schon Rente beziehen. Immer 
häufiger müssen Rentenbezieherinnen und -bezieher Einkommenssteuer zahlen und 
eine entsprechende Erklärung abgeben. Hinzu kommt, dass Riester-Renten und Be-
triebsrenten ebenfalls (zunehmend) besteuert werden. Dies führt zu wachsender 
Verunsicherung, da bisher der Steuerabzug direkt vom Arbeitgeber geleistet wurde 
und/oder auf die Rente bisher keine Steuer gezahlt werden musste.  
 
Auch beruhen erhebliche Teile der Rente auf bereits versteuertem Einkommen, da 
Beiträge vor 2005 nahezu voll und vor 2025 teilweise versteuert werden. Eine soge-
nannte Doppelbesteuerung (zweimal Einkommensteuer auf den gleichen Euro zu 
zahlen) ist jedoch verboten. Im Einzelfall ist die Beweisführung aber sehr aufwendig 
und komplex.  
 
Bei der betrieblichen Altersvorsorge ist die doppelte Verbeitragung durch Kranken-
kassenbeiträge zu vermeiden. Diese benachteiligt kollektive und tariflich geregelte 
Vorsorgeformen gegenüber privaten Kapitalanlagen.  
 
Die Art der Versteuerung der Renten ist dringend zu ändern. Zum einen müssen Lö-
sungen gesucht werden, damit die Steuer direkt durch die Rentenversicherungsträ-
ger abgeführt wird. Technische Abwicklungsprobleme sollten in Kooperation mit den 
Finanzbehörden lösbar sein. Zum anderen muss die Besteuerungssystematik so ge-
ändert werden, dass Doppelbesteuerung grundsätzlich ausgeschlossen ist. 


